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… am 9. November 2016 zu unserer 
Großdemonstration nach Potsdam zu 
kommen! 

In der letzten Ausgabe unserer 
Zeitschrift Deutsche Polizei hatten 
wir unter der Überschrift „Jetzt wir!“ 
die Themen unserer Demonstration 
bereits angerissen. Die November-
Ausgabe unserer Deutschen Polizei 
wollen wir nun fast ausschließlich der 
Großdemonstration am 9. November 
in Potsdam widmen. Warum ist diese 
uns so wichtig, dass wir alle anderen 
ebenfalls wichtigen Themen für unse-
re DP in den Hintergrund rücken? Es 
geht uns um die Bedingungen im öf-
fentlichen Dienst des Landes Bran-
denburg. Und uns als Gewerkschaft 
der Polizei geht es insbesondere um 
die Bedingungen für die Polizei des 
Landes Brandenburg. 

Im Koalitionsvertrag zwischen den 
Regierungsparteien ist festgeschrie-
ben, dass Verhandlungen mit den Ge-
werkschaften zur Erhöhung der At-
traktivität des öffentlichen Dienstes in 
Brandenburg geführt werden sollen. 
Diese Verhandlungen haben stattge-
funden. Alles, was Geld kostet, wurde 
seitens der Landesregierung als nicht 
verhandelbar abgelehnt. Neben der 
Steigerung der Attraktivität des öf-
fentlichen Dienstes in Brandenburg 
für die Gewinnung von geeigneten 
Bewerbern für den öffentlichen 
Dienst war es uns insbesondere wich-
tig, für unsere Kollegen und Kollegin-
nen im Dienst bzw. für unsere Kolle-
gen und Kolleginnen, die jahrelang 
ihren Dienst verrichtet haben und 
jetzt im wohlverdienten Ruhestand 
sind, Verbesserungen zu erreichen. 
Nicht einmal in der Frage der Entlas-
tung für lebensältere Kollegen und 
Kolleginnen gab es Angebote seitens 
der Landesregierung. 

Die Verhandlungen wurden seitens 
der Gewerkschaft der Polizei, der Ge-
werkschaft der Erziehung und Wis-
senschaft und der IG BAU (Bereich 
Forstarbeiter) für gescheitert erklärt. 
Es folgte der gemeinsame Aufruf zur 
Demonstration am 9. November 2016. 

Die wichtigsten Themen, die unse-
re Kollegen und Kolleginnen der Poli-

Was uns bewegt …
zei des Landes Brandenburg betref-
fen, haben wir in Form von Plakaten 
mit einer Spritze Humor aber auch in 
der angemessenen Deutlichkeit dar-
gestellt. Wir danken hier unserer Kol-
legin Sandra G., die die jeweiligen 
Karikaturen erarbeitet und uns zur 
Verfügung gestellt hat. 

SAUER MACHT FRUSTIG!

Dieses Motto wurde gemeinsam 
mit der GEW und der IG BAU für un-
sere Großdemonstration entwickelt 
und als allgemeines Plakat veröffent-
licht. Mit dem Wort Frust lässt sich 
kurz und prägnant die Stimmung in 
fast allen Bereichen des öffentlichen 
Dienstes beschreiben. Mit unserer 
Demonstration am 9. November 2016 
soll dieser Frust artikuliert und wahr-
nehmbar herausgelassen werden. 

Notgroschen für Polizei und 
innere Sicherheit 

Hier geht es uns insbesondere um 
die Frage der Besoldung unserer Poli-
zeivollzugsbeamten. Ja, es wurde in 
letzter Zeit einiges getan. Die Er-
schwerniszulagen wurden in einigen 
Bereichen angehoben. Auch wird es 
2016 mehr Beförderungsmöglichkei-
ten geben. Aber bei den weitaus  
größeren Stellschrauben wie z. B.  
altersdiskriminierende Besoldung, 
amtsangemessene Besoldung und 
Festschreibung des Anspruchs auf 
1:1-Übernahme von Tarifergebnissen 
für die Beamtenbesoldung sitzt die 
Landesregierung die Probleme aus. 

Die Masse unserer Kollegen und 
Kolleginnen haben vor dem 1. Januar 
2014 (Inkrafttreten der Erfahrungs-
stufen statt Altersstufen) ihre An
sprüche auf Entschädigung wegen 
altersdiskriminierender Besoldung 
geltend gemacht. In der Rechtspre-
chung zeichnet sich ab, dass ein Ent-
schädigungsanspruch von monatlich 
100 Euro als angemessen angesehen 
wird. Das Land Brandenburg reagiert 
nicht und wartet letztlich eine erneu-

te Entscheidung des Bundesverwal-
tungsgerichts ab. Das kann noch Jah-
re dauern. 

Das Bundesverfassungsgericht hat 
für einige Länder die Verfassungs-
widrigkeit der jeweiligen Besoldung 
festgestellt; unter anderem für das 
Land Sachsen. Anhand der durch das 
Bundesverfassungsgericht aufgestell-
ten Prüfkriterien hat das Finanzminis-
terium Brandenburg die Besoldung 
der Beamten und Beamtinnen des 
Landes überprüft und für 2015 und 
2016 festgestellt, dass die Besoldung 
verfassungskonform ist. Wir gehen 
davon aus, dass diese Prüfung für die 
Jahre 2004 bis 2014 ebenfalls vorge-
nommen wurde. Eine Aussage dazu 
gibt es seitens der Landesregierung 
nicht. Wir erwarten eine Entschei-
dung des Bundesverfassungsgerichts 
zur Brandenburger R-Besoldung. Die 
dort getroffenen Feststellungen wer-
den, ähnlich wie in den anderen Län-
dern, auch für die A-Besoldung zu-
treffen. Die Landesregierung weiß 
das; handelt jedoch nicht. Wir fordern 
die Landesregierung auf, sich mit uns 
an einen Tisch zu setzen und, wie in 
Sachsen erfolgt, einen Katalog zu er-
arbeiten, der für die Vergangenheit 
Nachzahlungen enthält und für die 
Zukunft eine spürbare Anhebung der 
Besoldung vorsieht. Das kostet Geld, 
das die Landesregierung jedoch für 
die Probleme BER, Altanschließer 
und Kommunalreform zurückhalten 
will. 

Das Geld ist vorhanden. Die Steu-
ereinnahmen für das Jahr 2016 im 
Vergleich zum Jahr 2015 (Stand Sep-
tember 2016) weisen ein Plus von ca. 
230 Millionen Euro aus. Bereits 2015 
waren die Steuereinnahmen deutlich 
höher als erwartet ausgefallen. 

Glücksrad der inneren Sicherheit

Alle in der Vergangenheit im politi-
schen Raum stehenden „Zielzahlen“, 
besser gesagt Stellen für die Bran-
denburger Polizei, sind auf dem 

Fortsetzung auf Seite 2
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„Glücksrad der Inneren Sicherheit“ 
aufgeführt. Innenminister Schröter, 
als Kandidat dieser „Glücksrad-
show“, hofft, dass das vom Moderator 
MP Woidke im Beisein der Glücksfee 
Finanzminister Görke gedrehte 
Glücksrad bei 8296 oder gar 8600 
Stellen stehen bleibt.

Die Beschlüsse der Landesregie-
rung in der Vergangenheit zur Redu-
zierung der Stellenzahl in der Polizei 
auf 7000 bzw. später 7855 führten 
dazu, dass nicht genug Polizeinach-
wuchs ausgebildet/eingestellt wurde. 
Die Realität hat nun Brandenburg 
eingeholt. Die Evaluierung der Poli-
zeistrukturreform hat einen Mindest-
bedarf an Dienstposten in Höhe von 
8296 ergeben. Die Politik reagierte 
und erhöhte die Stellenzahl der Poli-
zei auf 8113 und jetzt für den Doppel-
haushalt 2017/2018 auf 8200. Diese 
neuen Zielzahlen führen dazu, dass 
der Personalabbau verlangsamt wird. 
Er wird nicht gestoppt. Erst in den 
nächsten Jahren, wenn die erhöhten 
Einstellungszahlen an der FHPoL die 
Polizei erreichen, wird der Abbau ge-
stoppt. 

Fortsetzung von Seite 1 Allen ist klar, dass die Kapazitäten 
der Fachhochschule der Polizei be-
grenzt sind. 350 Einstellungen im 
Jahr stellen eine enorme Herausfor-
derung für die Fachhochschule der 
Polizei und der dort tätigen Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter dar. Unter 
Beachtung der begrenzten Ausbil-
dungskapazität an der Fachhoch-
schule der Polizei ist selbst eine Ziel-
zahl von 8200 so nicht zu erreichen. 
Warum fordern wir dann 8296 (Er-
gebnis der Evaluierung) bzw. 8300 
oder gar 8600 (unter Beachtung der 
Flüchtlingsproblematik)? Zum einen 
weil wir dieses als klares Signal in 
Richtung Polizei ansehen, dass die 
Landesregierung gewillt ist, auf die 
Probleme der inneren Sicherheit und 
die Herausforderungen der Zukunft 
zu reagieren. Zum anderen eröffnet 
es Räume für weitere Möglichkeiten 
der Personalgewinnung. Zu nennen 
sind das Feldjäger- oder vergleichba-
re Programme, mögliche Verlänge-
rungen der Lebensarbeitszeit unter 
Schaffung entsprechender Anreize 
und vermehrte Einstellung von Ver-
waltungsbeamten und Arbeitneh-
mern (Tarifbeschäftigte). Die Verwal-
tung ist ebenfalls von übergroßem 
Personalmangel betroffen. Eine Ent-
lastung dort würde auch zu einer 
spürbaren Entlastung des Polizeivoll-
zugsdienstes führen. 

Rote Laterne

Dieses Plakat ergänzt die Proble-
matik Geld für die Brandenburger Po-
lizei. Brandenburg hat zurzeit die 
zweitschlechteste Besoldung bundes-
weit. Berlin, als das gegenwärtige 
Schlusslicht, gleicht die Besoldung 
jedoch an den Bundesdurchschnitt 
an. Brandenburg wird also wieder 
Schlusslicht. Die Abkoppelungen der 
Besoldung von den Tarifabschlüssen 
in Höhe von 1,4 Prozent bzw. von 0,95 
Prozent sowie die Streichung des 
Weihnachtsgeldes sind hauptverant-
wortlich für das Abdriften der Bran-
denburger Besoldung, weg vom 
Durchschnitt, hin zum Schlusslicht. 
Es gibt keine Absichtserklärung oder 
Maßnahmen der Landesregierung, 
das zu ändern. Deshalb die Aussage 
„Wir halten daran fest!“ Dieses Bild 
Ministerpräsident Woidke (damals In-
nenminister) mit der roten Laterne 
gibt es übrigens in echt. Ein Fotograf 
der MAZ hat es am Rande unserer 
Demo vom 14. November 2012 ge-

schossen und uns zur Verfügung ge-
stellt. Eine gesetzliche Regelung zur 
inhaltsgleichen Übertragung der  
Tarifergebnisse für die Beamtenbe-
soldung wird uns – wie zuletzt im 
Rahmen der Änderung des Besol-
dungs- und Versorgungsgesetzes 
Brandenburg gefordert – verweigert.

Hilfe, wir können nicht mehr!

Diese Problematik bewegt unsere 
Kollegen und Kolleginnen am meis-
ten. Personalmangel führt zu einer 
zunehmenden Arbeitsverdichtung. 
Neue Aufgaben verschärfen diese 
Entwicklung. Die permanente Über-
lastung führt zu einem hohen Kran-
kenstand. Dieses wiederum erhöht 
den Arbeitsdruck für die noch gesun-
den Kolleginnen und Kollegen. Ein 
Zyklus, der gegenwärtig nicht durch-
brochen wird. Wir fordern, dass die 
Landesregierung deutliche Zeichen 
für die im Dienst befindlichen Kolle-
ginnen und Kollegen setzt. Insbeson-
dere geht es uns um Entlastungen für 
lebensältere Kollegen und Kollegin-
nen sowie um Anerkennung der Leis-
tung in Form von angemessener Be-
soldung. 

Das Motiv kriminalpolizeiliche 
Sachbearbeitung wurde bewusst ge-
wählt. Die übergroße Anzahl von of-
fenen Vorgängen führt dazu, dass die 
Kolleginnen und Kollegen der K nach 
einem langen Dienst nicht mit den 
Problemen abschließen können. Sie 
nehmen diese mit nach Hause; das 
macht zusätzlich krank. 

Attraktivität der Ausbildung/ 
des Studiums an der FHPoL

Warum ist es so, dass die Einstel-
lungszahlen von jährlich jetzt 325 nur 
sehr schwer vollzubekommen sind. 
Bewerbungen gibt es (noch) viele. 
Geeignete Bewerber deutlich weni-
ger. Die Zahl derer, die letztlich die 
Ausbildung/das Studium aufnehmen, 
ist kritisch zu sehen. Wieviel von die-
sen kommen dann letztlich in der Po-
lizei des Landes Brandenburg an? 
Unsere jungen Leute schauen heut-
zutage sehr wohl auf die Rahmenbe-
dingungen ihrer künftigen Berufsaus-
übung. Die Konkurrenz zu den 
Arbeitgebern in der Wirtschaft ist 
groß. Diese Konkurrenz gibt es mitt-
lerweile auch im gesamten öffentli-
chen Dienst und insbesondere in den 
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Polizeien der Länder und des Bundes. 
Mehrfachbewerbungen sind eine 
ganz normale Sache. Der Standort-
vorteil Brandenburg ist letztlich nur 
noch für Landeskinder ein wichtiges 
Kriterium. Bewerbungen aus anderen 
Bundesländern – wie in der Vergan-
genheit regelmäßig zu verzeichnen – 
gehen gegen Null. Wie lange reicht 
das noch? Neben den allgemeinen 
Kriterien wie Besoldung wollen wir, 
dass die Bedingungen für die Ausbil-
dung und das Studium an der Fach-
hochschule der Polizei deutlich ver-
bessert werden. Die Fachhochschule 
muss in die Lage versetzt werden, die 
enormen Belastungen auch bewälti-
gen zu können. Dazu gehören mehr 

Dozenten und mehr Personal. Für die 
Auszubildenden und Studenten geht 
es uns insbesondere um die Schaf-
fung von Unterkünften am Standort; 
kostenfrei bzw. gegen ein geringes 
Entgelt. Der Wohnungsbedarf in Ora-
nienburg führt zu höheren Mieten. 
Unsere Auszubildenden und Studen-
ten müssen diese in Kauf nehmen 
bzw. weichen nach Berlin und noch 
weiter entferntere Orte aus. Das führt 
zu einer höheren Belastung für jeden 
Einzelnen und zu schlechteren Bedin-
gungen für die Ausbildung bzw. das 
Studium. 

Auf alle diese Themen/Fragen wol-
len wir mit entsprechendem Nach-

druck aufmerksam machen. Wir wol-
len die Landesregierung auffordern, 
die Polizei und die innere Sicherheit 
mit der erforderlichen Priorität zu ver-
sehen und entsprechend zu handeln. 
Politische Fehler beim BER, bei den 
Altanschließern und die bevorstehen-
den Kosten der Kommunalreform be-
lasten den Landeshaushalt – klar. 
Aber auch innere Sicherheit und die, 
die dafür sorgen, dürfen nicht weiter 
lediglich mit dem unbedingt Notwen-
digen abgespeist werden. Deshalb 
kommt zur Demo nach Potsdam! Be-
wegt eure Kollegen und Kollegin-
nen, ebenfalls mitzukommen. Wer, 
wenn nicht wir alle gemeinsam!

Euer Andreas Schuster 
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Hallo lieber Kollege, 
liebe Kollegin. 

Vielleicht kannst Du mir helfen. 
Ich habe ihn vor einigen Jahren 
kennen und sehr schätzen gelernt. 
Wir haben eine schöne Zeit verbracht 
und einiges zusammen erlebt. 

Nun ist er verschwunden und ich 
bin auf der Suche nach ihm. Leider 
stellte ich fest, dass viele meiner 
Kollegen ihren auch verloren haben. 
Nach und nach haben sich unsere 
Wege getrennt. Ich glaube, wir 
haben uns auseinandergelebt. Woran 
es genau lag, kann ich leider nicht 
sagen.

Vielleicht war es die hohe Arbeits-
belastung mangels ausreichender 
Kollegen oder die Planungsunsicher-
heit im Dienst. Vielleicht war es auch 
die irrsinnige Idee, Einsätze ohne 
ausreichende Ausbildung oder 
Ausstattung bewältigen zu müssen. 
Es könnte aber auch an der Alimen-
tation im Vergleich zu den anderen 
Bundesländern liegen. Oder es lag 
vielleicht an unzureichendem 
Arbeitsschutz, möglicherweise aber 
auch an der miserablen Beförde-
rungs- und Beurteilungssituati-
on. Möglicherweise liegt es auch an 
dem daraus resultierenden Motivati-
onsmangel der Kollegen.

Ich kann Dir leider nicht genau 
sagen, woran es im Einzelnen lag. 
Oder sind es die Gesamtumstände, 
die aus einer „Sparpolitik“ entste-
hen?

Auf jeden Fall bin ich sehr traurig 
darüber, dass er weg ist und ich weiß 
auch nicht, wo das alles noch 
hinführen soll. 

Wo ist er nur, mein Spaß an der 
Arbeit?

Vielleicht hast du eine Idee, wie 
ich ihn wiederfinden kann.

… Oder hast Du Deinen auch 
verloren?Wenn ja, dann sollten wir 
das nicht für uns behalten und im 
Stillen trauern, sondern auf die 
Straße gehen und unserer Trauer und 
unseren Ärger kundtun. Die Demo 
am 9. November 2016 in Potsdam 
wäre hierzu eine gute Gelegenheit. 
Und ich gehe davon aus, dass wir an 
diesem Ort viele Leidensgenossen 
treffen werden.

Vilko Regin

Wo bist du nur ?
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